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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache — Az, 7/57 — des Harry Leidhold, 
Hamburg 1, 

betr. Gültigkeit der Wahl zum 3. Deutschen Bundestag am 
15. September 1957 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinsprudi wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

Der Einspruch wurde mit Schreiben vom 16. September 1957, 
beim Deutschen Bundestag fristgerecht eingegangen am 29. Okto- 
ber 1957, eingelegt. 

Der Einspruchsführer, der Kapitän eines Überseeschiffes ist, 
rügt in seinem Einspruch das Wahlgesetz bzw. die Bundes- 
wahlordnung, die vorsehen, daß die Wahlscheine und Brief- 
wahlunterlagen erst am 2. September für die Wahl zum 
15, September ausgegeben bzw. dem Antragsteller übersandt 
werden. 

Der Einspruchsführer hatte seinen Wahlschein am 1 2. August 1 957 
bei der für ihn zuständigen Stadtverwaltung in Meldorf in 
Holstein beantragt. Die angeforderten Briefwahlunterlagen 
hätten ihn aber erst am 12. September 1957 in Kalkutta er- 
reicht. Dieser späte Zugang hätte zur Folge gehabt, daß die 
Besatzung des von ihm geführten Schiffes ,,Hein Hoyer" an der 
Ausübung ihres Wahlrechtes verhindert worden sei, denn die 
Frist vom 12. September 1957 bis zur Bundestagswahl am 15. Sep- 
tember 1957 sei für die Übersendung der Stimmzettel im Wege 
der Briefwahl von Kalkutta zu kurz. Er sieht darin einen Ver- 
stoß gegen das Grundgesetz. 

Entsdieidungsgründe 

Nach § 25 Abs. 1 der Bundeswahlordnung in Verbindung mit 
§ 18 des Bundeswahlgesetzes konnten Wahlscheine erst nach 
Ablauf der Auslegungsfrist für die Wählerverzeichnisse — 1 . Sep- 
tember 1957 — ausgegeben werden. Dieser Termin war, wie 
alle Termine der technischen Wahlvorbereitung, von dem 
Termin der Einreichung von' Kreiswahlvorschlägen und Wahl- 
vorschlägen für die Landeslisten abhängig. Wahlvorschläge 
konnten bis zum 19. August 1957 eingereicht werden. Diesem 
Vorgang konnten sidi nur Zulassungs- und Beschwerdever- 
fahren anschließen. Es mußte daher zwischen der endgültigen 
Festlegung der Wahlvorschläge und der Ausgabe der Wahl- 
zettel für die Briefwahl ein ausreichender Zeitraum für die 
Herstellung der Wahlzettel liegen. Dieser Zeitraum betrug 
drei Tage und war damit ohnehin äußerst knapp bemessen — 
denn bis zum 17. Tag vor der Wahl konnte und mußte über 
die Besdiwerden entschieden werden. 
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Die Stadtverwaltung Meldorf hat die Briefwahlunterlagen zum 
frühestmöglichen Termin, nämlich am 2. September 1957, an 
den Einspruchsführer abgesandt. Die Verzögerung der Zustel- 
lung liegt an der Entfernung zwischen Meldorf und Kalkutta. 
Ein Verstoß gegen eine Bestimmung des Wahlgesetzes oder 
der Wahlordnung von Seiten einer Behörde liegt nicht vor. 
Soweit der Einspruchsführer die Bestimmungen des Wahl- 
gesetzes für verfassungswidrig hält, ist eine Nachprüfung durch 
den Bundestag nicht möglich. Es ist übereinstimmende Auf- 
fassung des 1. und 2. Deutschen Bundestages mit den jewei- 
ligen Wahlprüfungsausschüssen gewesen, daß die Prüfung, ob 
Bestimmungen des Wahlgesetzes gegen das Grundgesetz ver- 
stoßen, nicht durch den Bundestag selbst, der die Gesetze 
beschlossen hat, vorgenommen werden können (vgl. Beschluß 
des 1. Deutschen Bundestages vom 6. Dezember 1951 und 
Beschluß des 2. Deutschen Bundestages vom 23. März 1956). 

Der Einspruch mußte als unbegründet zurückgewiesen werden. 
Die von dem Einspruchsführer aufgezeigten Schwierigkeiten 
durch die kurzen Fristen bei der Briefwahl, vor allem für 
Schiffsbesatzungen, sollten einer zukünftigen Gesetzgebung 
als Material dienen. 

Reditsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverfas- 
sungsgericht binnen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses 
unter den in § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes ange- 
gebenen Voraussetzungen möglich. 
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